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01/11 – Kreis Coesfeld

Feststellung des Nachfolgers für einen freigewordenen 
Sitz im Kreistag

I.	 Die Kreistagsabgeordnete Ursula Röttger, Schlossfeld 
124a, 48308 Senden, hat mit Ablauf des 31.12.2010 auf 
ihr Kreistagsmandat verzichtet.

	 Gemäß § 45 Abs. 2 des Gesetzes über die Kommunal-
wahl im Lande Nordrhein-Westfalen (Kommunalwahlge-
setz – KWahlG) in der zurzeit gültigen Fassung stelle ich 
fest, dass nach der Reserveliste der Partei CDU

		
Herr		
Alfons Hues
Hiegenbusch 29
48308 Senden

	 Nachfolger ist.

II.	 Die vorstehende Entscheidung wird hiermit gem. § 45 
Abs. 2 KWahlG und gem. § 65 der Kommunalwahlord-
nung (KWahlO) in der zurzeit gültigen Fassung öffentlich 
bekannt gemacht.

	 Gemäß § 45 Abs. 2 i.V.m. § 39 KWahlG können gegen 
die Gültigkeit der Feststellung

-	 jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes,

-	 die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher 
Parteien und Wählergruppen, die an der Wahl teilge-
nommen haben, sowie

-	 die Aufsichtsbehörde

	 binnen eines Monats nach Bekanntgabe dieser Feststel-
lung Einspruch erheben, wenn sie eine Entscheidung 
über die Gültigkeit dieser Feststellung gem. § 40 Abs. 
1 Buchstabe a bis c KWahlG für erforderlich halten. Der 
Einspruch ist bei mir schriftlich einzureichen oder münd-
lich zur Niederschrift (48653 Coesfeld, Friedrich-Ebert-
Str. 7, Kreishaus I, Zimmer 131) zu erklären.

Coesfeld, 03.01.2011

Der Wahlleiter		
des Kreises Coesfeld
gez.  Püning

02/11 – Kreis Coesfeld

Anerkennung der Martinistift gGmbH als freier Träger 
der Jugendhilfe

Gemäß § 75 SGB VIII ist durch Beschluss des Jugendhilfe-
ausschusses des Kreises Coesfeld vom 07.12.2010 die 

Martinistift gGmbH

als freier Träger der Jugendhilfe im Zuständigkeitsbereich 
des Jugendamtes des Kreises Coesfeld anerkannt worden. 
Die öffentliche Anerkennung wird hinfällig, wenn die Voraus-
setzungen für die Anerkennung nicht mehr vorliegen.

Coesfeld, 29.12.2010

Der Landrat
Kreis Coesfeld
Jugendamt 

03/11 – Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gem. § 10 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) zur Erweiterung einer Hähn-
chenmastanlage in Senden

Die Firma Brüning GbR hat die Erweiterung Ihrer Hähn-
chenmastanlage auf dem Grundstück Schölling 48, 48308 
Senden (Gemarkung Senden, Flur 43, Flurstücke 53, 54) 
beantragt. Gegenstand des Antrages ist die Aufstockung 
des bestehenden Maststalls auf 42.000 Tierplätze und die 
Errichtung und der Betrieb eines weiteren Hähnchenmast-
stalls für 42.000 Tierplätze.  
Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vor-
schriften.

Das beantragte Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 BIm-
SchG bekannt gemacht. 

Die Anlage soll baldmöglichst in Betrieb genommen werden, 
sofern die beantragte Genehmigung für die Errichtung und 
den Betrieb erteilt wird.

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren zur Fest-
stellung des Erfordernisses einer Umweltverträglichkeitsun-
tersuchung gemäß § 3a–c des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) durchgeführt. Im Rahmen 
dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es einer weiteren 
Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbständiger Teil des 
Genehmigungsverfahrens nicht bedarf, da u.a. erhebliche 
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nachteilige Umweltauswirkungen durch das Vorhaben nicht 
zu besorgen sind. 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

Der Genehmigungsantrag und die dazugehörigen Unter-
lagen einschließlich der Umweltverträglichkeitsuntersu-
chung liegen nach der Bekanntmachung einen Monat, vom 
25.01.2011 bis einschließlich 24.02.2011, während der 
Dienststunden zur Einsicht bei folgenden Behörden aus:

1.	 Gemeindeverwaltung Senden, Zimmer 303, 
	 Münsterstr. 30, 48308 Senden
2.	 Kreisverwaltung Coesfeld, Abt. 70, Raum 220, 
	 Friedrich-Ebert-Str. 7, 48653 Coesfeld.

Etwaige Einwendungen nicht privatrechtlicher Natur gegen 
das Vorhaben können vom Datum der erstmaligen Ausle-
gung bis einschließlich 10.03.2011 bei den vorgenannten 
Behörden schriftlich vorgebracht werden. Mit Ablauf dieser 
Frist werden alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht 
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
Die Einwendungen sollen die volle leserliche Anschrift (in 
Blockschrift) des Einwenders tragen.
Es wird hiermit darauf hingewiesen, dass die Einwendungs-
schreiben an den Antragsteller zur Stellungnahme weiter-
gegeben werden. Auf Verlangen des Einwenders werden 
dabei Name und Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die 
Angaben nicht zur Beurteilung des Inhaltes der Einwendung 
erforderlich sind.

Sofern Einwendungen erhoben werden, werden diese gem. 
§ 10 Abs. 4 Nr. 3 und Abs. 6 BImSchG– auch bei Ausbleiben 
der Antragsteller oder von Personen, die fristgerecht Ein-
wendungen erhoben haben -, in einem besonderen Erörte-
rungstermin erörtert. Der Erörterungstermin ist vorgesehen 
für den 06.04.2011 ab 10:00 Uhr, im Bürgersaal der Gemein-
deverwaltung, Münsterstraße 30, 48308 Senden. Die Erör-
terung kann bei Bedarf am 07.04.2011 fortgesetzt werden.
Sollte der Termin aufgrund einer Ermessensentscheidung 
der Genehmigungsbehörde nicht stattfinden, wird dies 
rechtzeitig vorher öffentlich bekannt gemacht.

Der Erörterungstermin ist öffentlich. Ein Recht zur Teilnahme 
haben neben den Vertretern der beteiligten Behörden der 
Antragsteller und diejenigen, die rechtzeitig bei den Ausle-
gungsstellen Einwendungen erhoben haben. Sonstige Per-
sonen können als Zuhörer am Termin teilnehmen, sofern 
genügend freie Plätze zur Verfügung stehen. 

Die Entscheidung über die Einwendungen (Genehmigungs-
bescheid) wird nach dem Erörterungstermin allen Einwen-
dern schriftlich zugestellt. Die Zustellung kann auch durch 
eine öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.   

Coesfeld, den 04.01.2011

Kreis Coesfeld
Der Landrat
Im Auftrag
gez. Grömping

04/11 – Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gem. § 21a der 9. Verordnung zur 
Durchführung des  Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über das Genehmigungsverfahren – 9. 
BImSchV) zur wesentlichen Änderung und zum Betrieb 
einer genehmigungspflichtigen Anlage zur Haltung oder 
zur Aufzucht von Schweinen in Coesfeld

Der Landrat des Kreises Coesfeld, Friedrich-Ebert-Str. 7, 
48653 Coesfeld, hat der Firma Hüning-Rickert GbR, Gaupel 

35, 48653 Coesfeld, mit Datum 29.12.2010 eine Genehmi-
gung mit folgendem verfügenden Teil erteilt:
„Hiermit erteile ich Ihnen gemäß §§ 16 und 6 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in Verbindung mit §§ 
1 und 2 der Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV - sowie der Ziffer 7.1 Spalte 1g des An-
hangs zur 4. BImSchV die Genehmigung zur wesentlichen 
Änderung und zum Betrieb einer genehmigungspflichtigen 
Anlage zur Haltung oder zur Aufzucht von Schweinen mit 
insgesamt  2.733 Mastschweineplätzen am Standort 48653 
Coesfeld, Gaupel 35.“

Eingeschlossene Entscheidungen:
-	 Die Baugenehmigung gemäß § 63 Landesbauordnung 

NRW

Die Anlage darf auf dem Grundstück in Coesfeld, Gemar-
kung Coesfeld-Kirchspiel, Flur 30, Flurstück 196, wesentlich 
geändert und betrieben werden.

Der Genehmigungsbescheid enthält folgende Rechtsmittel-
belehrung:
„Gegen diesen Genehmigungsbescheid können Sie Klage 
beim Verwaltungsgericht Münster erheben. Hierbei müssen 
Sie Folgendes beachten:
Sie müssen die Klage
•	 innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe/Zustel-

lung des Bescheides 
•	 schriftlich oder mündlich zur Niederschrift des Urkunds-

beamten der Geschäftsstelle
beim Verwaltungsgericht Münster, Piusallee 38, 48147 Mün-
ster erheben. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, 
die angefochtene Verfügung soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage nebst Anlagen sollen soviele 
Abschriften beigefügt werden, dass alle eine Ausfertigung 
erhalten können.“

Es wird hiermit bekannt gegeben, dass eine Ausfertigung 
des Genehmigungsbescheides in der Zeit vom 18.01.2011 
bis einschließlich 31.01.2011 während der Dienststunden an 
folgenden Stellen ausliegt:
-	 Stadtverwaltung Coesfeld, Bürgerbüro, Zimmer 1, 
	 Markt 8, 48653 Coesfeld
-	 Kreisverwaltung Coesfeld, Zimmer 220, 
	 Friedrich-Ebert-Str. 7, 48653 Coesfeld.

Ich weise darauf hin, dass der Genehmigungsbescheid unter 
Nebenbestimmungen zum Baurecht/ Brandschutz, zum Im-
missionsschutz, zum Gewässerschutz, zum Veterinärrecht, 
zum Reststoffverwertungs- und Abfallentsorgungsrecht, 
zum Arbeitsschutz und zum Landschaftsschutz ergangen 
ist. Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch 
gegenüber Dritten, die keine Einwendungen erhoben haben, 
als zugestellt.

Coesfeld, den 03.01.2011

Kreis Coesfeld 
Der Landrat	
Im Auftrag
gez. Grömping
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05/11 – Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gem. § 10 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) zur Erweiterung seiner 
Schweinemasthaltungsanlage in Senden

Herr Winfried Närmann hat die Erweiterung seiner Schwei-
nemasthaltungsanlage auf dem Grundstück Kreuzbauer-
schaft 9, 48308 Senden (Gemarkung Ottmarsbocholt, Flur 
6, Flurstück 133) beantragt. 
Gegenstand des Antrages sind die Errichtung und der Be-
trieb eines Schweinemaststalls für 2.368 Tiere sowie Nut-
zungsänderungen mit Verringerung von 259 vorhandenen 
Mastplätzen.  
Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vor-
schriften.

Das beantragte Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 BIm-
SchG bekannt gemacht. 

Die Anlage soll sofort errichtet und anschließend in Betrieb 
genommen werden, sofern die beantragte Genehmigung er-
teilt wird.

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren zur Fest-
stellung des Erfordernisses einer Umweltverträglichkeitsun-
tersuchung gemäß § 3a–c des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) durchgeführt. Im Rahmen 
dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es einer weiteren 
Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbständiger Teil des 
Genehmigungsverfahrens nicht bedarf, da u.a. erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen durch das Vorhaben nicht 
zu besorgen sind. 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

Der Genehmigungsantrag und die dazugehörigen Unterla-
gen liegen nach der Bekanntmachung einen Monat, vom 
25.01.2011 bis einschließlich 24.02.2011, während der 
Dienststunden zur Einsicht bei folgenden Behörden aus:

1.	 Gemeindeverwaltung Senden, Zimmer 303, 
	 Münsterstr. 30, 48308 Senden
2.	 Kreisverwaltung Coesfeld, Abt. 70, Raum 220, 
	 Friedrich-Ebert-Str. 7, 48653 Coesfeld.

Etwaige Einwendungen nicht privatrechtlicher Natur gegen 
das Vorhaben können vom Datum der erstmaligen Ausle-
gung bis einschließlich 10.03.2011 bei den vorgenannten 
Behörden schriftlich vorgebracht werden. Mit Ablauf dieser 
Frist werden alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht 
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
Die Einwendungen sollen die volle leserliche Anschrift (in 
Blockschrift) des Einwenders tragen.

Es wird hiermit darauf hingewiesen, dass die Einwendungs-
schreiben an den Antragsteller zur Stellungnahme weiter-
gegeben werden. Auf Verlangen des Einwenders werden 
dabei Name und Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die 
Angaben nicht zur Beurteilung des Inhaltes der Einwendung 
erforderlich sind.

Sofern Einwendungen erhoben werden, werden diese gem. 
§ 10 Abs. 4 Nr. 3 und Abs. 6 BImSchG– auch bei Ausbleiben 
der Antragsteller oder von Personen, die fristgerecht Ein-
wendungen erhoben haben -, in einem besonderen Erörte-
rungstermin erörtert. 
Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 05.05.2011 ab 
10:00 Uhr, im Bürgersaal der Gemeindeverwaltung, Mün-
sterstraße 30, 48308 Senden. Die Erörterung kann bei Be-
darf am nächsten Tag fortgesetzt werden.
Sollte der Termin aufgrund einer Ermessensentscheidung 

der Genehmigungsbehörde nicht stattfinden, wird dies 
rechtzeitig vorher öffentlich bekannt gemacht.

Der Erörterungstermin ist öffentlich. Ein Recht zur Teilnahme 
haben neben den Vertretern der beteiligten Behörden der 
Antragsteller und diejenigen, die rechtzeitig bei den Ausle-
gungsstellen Einwendungen erhoben haben. Sonstige Per-
sonen können als Zuhörer am Termin teilnehmen, sofern 
genügend freie Plätze zur Verfügung stehen. 

Die Entscheidung über die Einwendungen (Genehmigungs-
bescheid) wird nach dem Erörterungstermin allen Einwen-
dern schriftlich zugestellt. Die Zustellung kann auch durch 
eine öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.   
  

Coesfeld, den 05.01.2011

Kreis Coesfeld
Der Landrat	
Im Auftrag
gez.  Sentis

06/11 – Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gem. § 12 der 9. Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(9. BImSchV) zur Errichtung und zum Betrieb eines Sau-
enstalls und zur Umnutzung einer Scheune zu einem 
Sauenstall in Rosendahl
			 
	
Frau Petra Perick hat einen Antrag zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Sauenstalls und zur Umnutzung einer Scheu-
ne zu einem Sauenstall auf dem Grundstück Hegerort 27, 
48720 Rosendahl (Gemarkung Holtwick, Flur 21, Flurstück 
35, 53), vorgelegt.
Der für den 10.02.2011 vorgesehene Erörterungstermin fin-
det nicht statt.

Coesfeld, 03.01.2011

Kreis Coesfeld
Der Landrat		
Im Auftrag
gez. Grömping

07/11 – Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gem. § 10 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) zur Erweiterung einer Anla-
ge zur Haltung oder zur Aufzucht von Mastschweinen 
in Senden

Herr Hubert Schulze Austrup-Streyl hat die Erweiterung sei-
ner Anlage zur Haltung oder zur Aufzucht von Mastschwei-
nen auf dem Grundstück Gettrup 15a, 48308 Senden (Ge-
markung Senden, Flur 38, Flurstück 151, 155) beantragt. 
Gegenstand des Antrages sind die Errichtung und der Be-
trieb eines neuen Schweinemaststalls für 1.350 Tiere sowie 
Umnutzungen für weitere 332 Mastplätze. 
Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vor-
schriften.
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Das beantragte Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 BIm-
SchG bekannt gemacht. 

Die Anlage soll sobald wie möglich in Betrieb genommen 
werden, sofern die beantragte Genehmigung für die Errich-
tung und den Betrieb erteilt wird.
Für das Vorhaben wurde vom Antragsteller eine Umwelt-
verträglichkeitsuntersuchung als Grundlage zur Umweltver-
träglichkeitsprüfung durchgeführt. Gemäß § 1 Abs. 2 der 9. 
Verordnung zur Durchführung des BImSchG (Verordnung 
über das Genehmigungsverfahren), ist die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung unselbständiger Teil des Genehmigungs-
verfahrens.

Der Genehmigungsantrag und die dazugehörigen Unter-
lagen einschließlich der Umweltverträglichkeitsuntersu-
chung liegen nach der Bekanntmachung einen Monat, vom 
25.01.2011 bis einschließlich 24.02.2011, während der 
Dienststunden zur Einsicht bei folgenden Behörden aus:
1.	 Gemeindeverwaltung Senden, Zimmer 303, 
	 Münsterstr. 30, 48308 Senden
2.	 Kreisverwaltung Coesfeld, Abt. 70, Raum 220, 
	 Friedrich-Ebert-Str. 7, 48653 Coesfeld.

Etwaige Einwendungen nicht privatrechtlicher Natur gegen 
das Vorhaben können vom Datum der erstmaligen Ausle-
gung bis einschließlich 10.03.2011 bei den vorgenannten 
Behörden schriftlich vorgebracht werden. Mit Ablauf dieser 
Frist werden alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht 
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
Die Einwendungen sollen die volle leserliche Anschrift (in 
Blockschrift) des Einwenders tragen.

Es wird hiermit darauf hingewiesen, dass die Einwendungs-
schreiben an den Antragsteller zur Stellungnahme weiter-
gegeben werden. Auf Verlangen des Einwenders werden 
dabei Name und Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die 
Angaben nicht zur Beurteilung des Inhaltes der Einwendung 
erforderlich sind.

Sofern Einwendungen erhoben werden, werden diese gem. 
§ 10 Abs. 4 Nr. 3 und Abs. 6 BImSchG– auch bei Ausbleiben 
der Antragsteller oder von Personen, die fristgerecht Ein-
wendungen erhoben haben -, in einem besonderen Erörte-
rungstermin erörtert. Der Erörterungstermin ist vorgesehen 
für den 19.05.2011 ab 10:00 Uhr, im Bürgersaal der Gemein-
deverwaltung, Münsterstraße 30, 48308 Senden. Die Erör-
terung kann bei Bedarf am 20.05.2011 fortgesetzt werden. 
Sollte der Termin aufgrund einer Ermessensentscheidung 
der Genehmigungsbehörde nicht stattfinden, wird dies 
rechtzeitig vorher öffentlich bekannt gemacht.

Der Erörterungstermin ist öffentlich. Ein Recht zur Teilnahme 
haben neben den Vertretern der beteiligten Behörden der 
Antragsteller und diejenigen, die rechtzeitig bei den Ausle-
gungsstellen Einwendungen erhoben haben. Sonstige Per-
sonen können als Zuhörer am Termin teilnehmen, sofern 
genügend freie Plätze zur Verfügung stehen. 

Die Entscheidung über die Einwendungen (Genehmigungs-
bescheid) wird nach dem Erörterungstermin allen Einwen-
dern schriftlich zugestellt. Die Zustellung kann auch durch 
eine öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.   
  

Coesfeld, den 10.01.2011

Kreis Coesfeld
Der Landrat	
Im Auftrag
gez. Sentis

08/11 – Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gem. § 3a des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zur Errichtung und 
zum Betrieb einer Anlage zum Halten oder zur Aufzucht 
von Geflügel in Rosendahl

Herr Melchior Sengenhorst, Ludgerusweg 8, 48720 Rosen-
dahl, hat mit Datum 04.01.2010 einen Antrag zur Errichtung 
und zum Betrieb einer Anlage zum Halten oder zur Aufzucht 
von Geflügel, Gemarkung: Osterwick, Flur: 27, Flurstück: 38, 
50, vorgelegt. Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung 
der Anlage auf 18.000 Legehennen.

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vor-
schriften. 
Für das Vorhaben ist gemäß § 3a–c des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung durchzuführen, wenn eine überschlägige 
standortbezogene Vorprüfung durch die Genehmigungs-
behörde ergibt, dass erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen zu erwarten sind.
Es wurde ein Vorprüfungsverfahren (Screening) zur Feststel-
lung des Erfordernisses einer Umweltverträglichkeitsunter-
suchung durchgeführt. Im Rahmen dieses Verfahrens wurde 
festgestellt, dass es einer weiteren Umweltverträglichkeits-
prüfung als unselbständiger Teil des Genehmigungsverfah-
rens nicht bedarf, da u.a. erhebliche nachteilige Umweltaus-
wirkungen durch das Vorhaben nicht zu besorgen sind. 

Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 3a UVPG in ent-
sprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 Satz 1 des BIm-
SchG bekannt gemacht und ist nicht selbstständig anfecht-
bar.

Coesfeld, 10.01.2011

Kreis Coesfeld 
Der Landrat		
Im Auftrag
gez. Sentis

09/11 – Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gem. § 12 der 9. Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(9. BImSchV) zur wesentlichen Änderung und zum Be-
trieb einer Anlage zum Halten von Mastschweinen in 
Dülmen

Der Landwirt Franz-Josef Wentingmann hat einen Antrag 
zur wesentlichen Änderung und zum Betrieb einer Anlage 
zum Halten von Mastschweinen auf dem Grundstück Feld-
mark 1, 48249 Dülmen (Gemarkung Hiddingsel Flur 13, Flur-
stück 63), vorgelegt.
Der für den 16.02.2011 vorgesehene Erörterungstermin fin-
det nicht statt.

Coesfeld, 07.01.2011

Kreis Coesfeld
Der Landrat		
Im Auftrag
gez. Sentis
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10/11 – Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gem. § 21a der 9. Verordnung zur 
Durchführung des  Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über das Genehmigungsverfahren – 9. 
BImSchV) zur wesentlichen Änderung einer Anlage zur 
Haltung oder zur Aufzucht von Schweinen in Olfen

Der Landrat des Kreises Coesfeld, Friedrich-Ebert-Str. 7, 
48653 Coesfeld, hat Herrn Antonius Westrup, Lehmhegge 
15, 59399 Olfen, mit Datum 20.12.2010 eine Genehmigung 
mit folgendem verfügenden Teil erteilt:
„Hiermit wird Ihnen auf Ihren Antrag vom 25.10.2009 (Ein-
gang 11.11.2009) gemäß § 16 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) in Verbindung mit §§ 1 und 2 
der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. 
BImSchV - sowie der Ziffer 7.1g Spalte 1 des Anhangs der 4. 
BImSchV die Genehmigung zur wesentlichen Änderung der 
genehmigungspflichtigen Anlage zur Haltung oder zur Auf-
zucht von Schweinen mit 3.896 Mastschweineplätzen und 
840 Ferkelplätzen  am Standort 59399 Olfen, Lehmhegge 
15, Gemarkung Olfen-Kirchspiel, Flur 35, Flurstück 53 er-
teilt.“

Eingeschlossene Entscheidungen:
-	 Die Baugenehmigung gemäß Landesbauordnung Nord-

rhein-Westfalen

Der Genehmigungsbescheid enthält folgende Rechtsmittel-
belehrung:
„Gegen diesen Genehmigungsbescheid können Sie Klage 
beim Verwaltungsgericht Münster erheben. Hierbei müssen 
Sie Folgendes beachten:
Sie müssen die Klage
•	 innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe/Zustel-

lung des Bescheides 
•	 schriftlich oder mündlich zur Niederschrift des Urkunds-

beamten der Geschäftsstelle
beim Verwaltungsgericht Münster, Piusallee 38, 48147 Mün-
ster erheben. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, 
die angefochtene Verfügung soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage nebst Anlagen sollen soviele 
Abschriften beigefügt werden, dass alle eine Ausfertigung 
erhalten können.“

Es wird hiermit bekannt gegeben, dass eine Ausfertigung 
des Genehmigungsbescheides in der Zeit vom 18.01.2011 
bis einschließlich 31.01.2011 während der Dienststunden an 
folgenden Stellen ausliegt:
-	 Stadtverwaltung Olfen, Zimmer 18, 
	 Kirchstr. 5, 59399 Olfen
-	 Kreisverwaltung Coesfeld, Zimmer 220, 
	 Friedrich-Ebert-Str. 7, 48653 Coesfeld.

Ich weise darauf hin, dass der Genehmigungsbescheid unter 
Nebenbestimmungen zum Baurecht/ Brandschutz, zum Im-
missionsschutz, zum Gewässerschutz, zum Veterinärrecht, 
zum Reststoffverbringungs- und Abfallentsorgungsrecht und 
des Landschaftsschutzes ergangen ist. Mit dem Ende der 
Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch gegenüber Dritten, 
die keine Einwendungen erhoben haben, als zugestellt.

Coesfeld, den 06.01.2011

Kreis Coesfeld 
Der Landrat		
Im Auftrag
gez. Sentis

11/11 – Stadt Dülmen

Jahresabschluss 2009 des Abwasserwerks der Stadt 
Dülmen

Der Jahresabschluss zum 31.12.2009 weist eine Bilanzsum-
me von 58.263.990,05 € aus. Die Ergebnisrechnung schließt 
mit einem Gewinn von 871.761,11 € und die Finanzrechnung 
mit einem Plus von 504.915,81 € ab. Die Stadtverordneten-
versammlung der Stadt Dülmen hat am 16.12.2010 den 
Jahresabschluss 2009 mit den vorgenannten Zahlen sowie 
den Anhang und den Lagebericht 2009 in der vorgelegten 
Fassung festgestellt. Der Jahresgewinn ist laut Beschluss 
der Stadtverordnetenversammlung mit einem Teilbetrag von 
250.000,00 € dem allgemeinen städtischen Haushalt und 
mit dem Restbetrag von 621.761,11 € der Gewinnrücklage 
im Sonderhaushalt des Abwasserwerkes zuzuführen. 

Zur Prüfung des Jahresabschlusses 2009 hat die Gemein-
deprüfungsanstalt NRW (GPA NRW) folgenden abschlie-
ßenden Vermerk erteilt: 

Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Abwasserwerk der Stadt Dül-
men. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31.12.2009 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
EuReWi Euregio Revision GmbH, Coesfeld, bedient.

Diese hat mit Datum vom 29.11.2010 den nachfolgend dar-
gestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht des Ab-
wasserwerkes der Stadt Dülmen für das Geschäftsjahr vom 
01.01.2009 bis 31.12.2009 geprüft. Die Buchführung und 
die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach 
den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den er-
gänzenden landesrechtlichen Vorschriften sowie den Rege-
lungen der Betriebssatzung liegen in der Verantwortung der 
gesetzlichen Vertreter des Betriebes: Unsere Aufgabe ist es, 
auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine 
Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung und § 106 GO NRW vorgenommen. Danach 
ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Un-
richtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des 
durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den La-
gebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicher-
heit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshand-
lungen werden die Kenntnisse über die Betriebstätigkeit und 
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Betriebes 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichti-
gt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahres-
abschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesent-
lichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere 
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Be-
urteilung bildet. 



Nr. 01/2011	 Amtsblatt des Kreises Coesfeld	 Seite 7

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den 
gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden  Bestim-
mungen der Betriebssatzung und vermittelt unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage des Betriebes. Der Lagebe-
richt steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Betriebes 
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend dar.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft EuReWi Euregio Revision GmbH ausge-
wertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen durchge-
führt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird vollin-
haltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der Ver-
ordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung 
bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrichtungen 
(JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erforderlich. 

GPA NRW
Abschlussprüfung - Beratung - Revision
Im Auftrag
gez. Thomas Siegert

Siegel der GPA NRW

Das Druckwerk zum Jahresabschluss 2009 wird gemäß § 26 
Abs. 3 der Eigenbetriebsverordnung NRW bis zur Feststel-
lung des folgenden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme 
verfügbar gehalten beim Abwasserwerk der Stadt Dülmen, 
Verwaltungsgebäude der Overbergpassage, Overbergplatz 
3, Zimmer 27, 48249 Dülmen. Die Einsichtnahme ist wäh-
rend der allgemeinen Öffnungszeiten (montags bis freitags 
von 08.30 bis 12.00 Uhr, außerdem montags von 14.00 bis 
16.00 Uhr sowie donnerstags von 14.00 bis 18.00 Uhr) mög-
lich. 

Dülmen, den 10.01.2011

Abwasserwerk der Stadt Dülmen

gez. Roters	 gez. Gerle
Kaufm. Betriebsleiter	 Techn. Betriebsleiter

12/11 – Stadt Dülmen

Berichtigung der Satzung der Stadt Dülmen über die 
Festsetzung der Höhe der für das Haushaltsjahr 2010 zu 
erhebenden Gebühren für den Unterhaltungsaufwand 
der Gewässer zweiter Ordnung vom 17.12.2010

Die vorstehende Satzung wurde im Amtsblatt des Kreises 
Coesfeld 29/2010 vom 30.12.2010 unter der laufenden 
Nummer 176, Seite 191, öffentlich bekannt gemacht. 
In § 1, Satz 1, wurde das Haushaltsjahr 2009 statt des Haus-
haltsjahres 2010 angegeben. 

§ 1 muss daher wie folgt berichtigt werden:

§ 1

Die Höhe der von den Eigentümern bzw. Erbbauberech-
tigten der Grundstücke im seitlichen Einzugsgebiet von Ge-
wässern zweiter Ordnung zu zahlenden Gebühr für die Un-
terhaltung dieser Gewässer beträgt je Hektar zugrunde zu 
legender Grundstücksfläche gem. § 4 Abs. 1 und 2 der Ge-
wässergebührensatzung der Stadt Dülmen vom 02.12.1980 
i.d.F. der I. Änderungssatzung vom 19.12.1997 für das 
Haushaltsjahr 2010:

a)	 für den Wasser- und Bodenverband 
	 „Unterer Heubach“			 
		  =	 12,65 €

b)	 für den Wasser- und Bodenverband 
	 „Unterer Kleuterbach“	 =	 18,32 €

c)	 für den Wasser- und Bodenverband 
	 „Oberer Kleuterbach“	 =	 13,72 €

d) 	 für den Wasser- und Bodenverband 
	 „Sandbach“			 
		  =	   9,57 €
e) für den Wasser- und Bodenverband 
	 „Stever Lüdinghausen“
		  =	 12,67 € 
f)  für den Wasser- und Bodenverband 
	 „Obere Berkel“			 
		  =	   5,65 €

Bekanntmachungsanordnung

Vorstehende Berichtigung wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn,

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b)	 diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c)	 die Bürgermeisterin hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.

Dülmen, den 04.01.2011

Stadt Dülmen
Die Bürgermeisterin
gez. Stremlau
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13/11 – Sparkasse Westmünsterland

Aufgebote von Sparurkunden der Sparkasse Westmün-
sterland

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit 
der Nr. 336067590 geführten Spareinlage beantragt das 
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde.

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND, Zweckverbands-
sparkasse der Kreise Borken und Coesfeld und der Städte 
Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und Billerbeck, Sitz in 
Ahaus und Dülmen, fordert den Inhaber der Urkunde auf, 
spätestens bis zum 04.04.2011 seine Rechte unter Vorlage 
der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 04.01.2011

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
Zweckverbandssparkasse der Kreise Borken und Coesfeld 
und der Städte Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und 
Billerbeck
gez. Der Vorstand

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit 
der Nr. 336063599 geführten Spareinlage beantragt das 
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde.

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND, Zweckverbands-
sparkasse der Kreise Borken und Coesfeld und der Städte 
Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und Billerbeck, Sitz in 
Ahaus und Dülmen, fordert den Inhaber der Urkunde auf, 
spätestens bis zum 11.04.2011 seine Rechte unter Vorlage 
der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 11.01.2011

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
Zweckverbandssparkasse der Kreise Borken und Coesfeld 
und der Städte Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und 
Billerbeck
gez. Der Vorstand

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit 
der Nr. 336295233 geführten Spareinlage beantragt das 
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde.

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND, Zweckverbands-
sparkasse der Kreise Borken und Coesfeld und der Städte 
Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und Billerbeck, Sitz in 
Ahaus und Dülmen, fordert den Inhaber der Urkunde auf, 
spätestens bis zum 11.04.2011 seine Rechte unter Vorlage 
der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 11.01.2011

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
Zweckverbandssparkasse der Kreise Borken und Coesfeld 
und der Städte Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und 
Billerbeck
gez. Der Vorstand


